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Moyanos neue Partei
Gewerkschaftsboss präsentiert peronistische Alternative
Einst treuer Mitstreiter der Regierung, heute Oppositionsführer: Hugo Moyano. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) - “Partei für Kultur, Erziehung und Arbeit“ - so lautet der etwas sperrige Namen des politischen Projekts, das Gewerkschaftsboss Hugo Moyano am Dienstag in der Arena „Luna Park“ in Buenos Aires offiziell aus der Taufe hob. Mit der neuen Partei will Moyano Einfluss auf die Parlamentswahlen in diesem Jahr nehmen. Sie richtet sich vor allem an diejenigen Peronisten, die sich von der Regierung von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner nicht mehr repräsentiert fühlen.
„Wir sind keine peronistischen Abtrünnigen, sondern wir sind der eigentliche Peronismus“, rief der Gewerkschafter in den Saal, der mit zahlreichen Bildern von Juan und Evita Peron geschmückt war. Die Veranstaltung fand zudem am 94. Geburtstag der legendären First Lady Argentiniens statt. Es gab sogar eine Gesangsdarbietung des Titels „Don’t cry for me Argentina“ aus dem Musical „Evita“.
Vor gar nicht allzu langer Zeit da galt Moyano noch als ein treuer Weggefährte der Kirchners. Doch jetzt versucht der Chef der Lkw-Gewerkschaft, sich als gewichtiger Oppositionsführer zu positionieren. In seiner Rede griff er die Staatschefin scharf an. Sie ignoriere die Lebenssituation der Bürger: „Frau Präsidentin, nehmen Sie sich einen Einkaufswagen, gehen Sie in den Supermarkt und machen Sie sich ein Bild davon, was man dort für 100 Pesos kaufen kann. Dann werden Sie feststellen, wie der argentinische Pesos an Wert verliert.“
Kirchner hatte unlängst eine offizielle Abwertung der Landeswährung ausgeschlossen. Moyano nutzte diese Ankündigung für ein Wortspiel. Argentinien werde derzeit auf andere Weise abgewertet: Beispielsweise durch die aktuellen Korruptions- und Geldwäscheaffären, die Vizepräsident Amado Boudou und auch die Präsidentin selber in schlechtes Licht rücken.
Moyano machte das Kirchner-Lager dafür verantwortlich, dass sich die von Perón gegründete Gerechtigkeitspartei (PJ) derzeit in einem Zustand der Lähmung befinde. Die Regierung von Cristina verglich Moyano mit derjenigen von Peróns dritter Ehefrau Isabel, die 1974 nach dem Tod ihres Mannes die Präsidentschaft übernahm und zwei Jahre später durch den Putsch der Militärs gestürzt wurde. „Cristina werde ebenfalls scheitern wie Isabel in den 70er, als sie begannen, Perón zu verleugnen“, prophezeite Moyano.
Als weiterer Redner trat Gewerkschaftsfunktionär Juan Carlos Schmid auf. Er warf der Regierung vor, nicht auf die Anliegen der arbeitenden Bevölkerung einzugehen. Diese Ignoranz habe nun zur Gründung der neuen Partei geführt. „Wir waren die Stütze der Regierung, aber sie haben uns verraten“, so Schmid.
Argentinien
Zwischen Perón und „Monty Python“
Zwölf verschiedene peronistische Strömungen im Kongress
Buenos Aires (AT/mc) - Die britische Komikertruppe „Monty Python“ ließ einst in ihrem berühmten Satirefilm „Das Leben des Brian“ die „Volksfront von Judäa“, die „Judäische Volksfront“ und weitere Splittergruppen auftreten, die mehr gegeneinander kämpften als gegen die römischen Besetzer.
Wie eine Satirevorlage mutet mitunter auch die Zersplitterung des peronistischen Spektrums im argentinischen Kongress an: Nicht weniger als zwölf verschiedene Fraktionen, Gruppen oder auch Einzelkämpfer gebe es in den beiden Kammern der Legislative, wie die Zeitung „Clarín“ aufzählte. Sie alle bezeichneten sich zwar als Peronisten, gingen aber jeweils ihre eigenen politischen Wege – mitunter in schroffer Ablehnung untereinander.
Den mit Abstand größten Block stellen diejenigen Peronisten dar, die die Regierung von Cristina Fernández de Kirchner unterstützen. Sie sind fraktionell in der „Front für den Sieg“ organisiert. Doch schon deren Reihen sind nicht mehr so fest geschlossen. So zeigen die Abgeordneten, die dem Provinzgouverneur Daniel Scioli bzw. dem Gewerkschaftsboss Hugo Moyano nahe stehen, Tendenzen, deutliche Absetzungstendenzen. Die Senatoren Carlos Menem und Carlos Reutemann repräsentieren jeweils eigene Zweige des Peronismus. In offener Opposition zur Regierung befinden sich die Peronisten, die dem Ex-Präsidenten Eduardo Duhalde zuzurechnen sind. Allen voran dessen Gefolgsmann, der Abgeordnete Carlos Brown. Dieser ist eine Hauptakteur der „Peronistischen Front“, die der peronistischen Kirchner-Regierung besonders ablehnend gegenübersteht.
Gleiches gilt für die Lager des Abgeordneten Francisco De Narváez, des Córdoba-Gouverneurs José De la Sota, des Gewerkschafters „Momo“ Venegas sowie der Gebrüder Alberto und Adolfo Rodríguez Saá. Als weitere Strömungen nennt der „Clarín“ die Gefolgsleute des einstigen Kabinettschefs Sergio Massa. Hinzu kommt noch die Abgeordnete Silvia Majdalani, die von Hause her ebenfalls Peronistin ist und für die Pro-Partei von Buenos-Aires-Bürgermeister Mauricio Macri im Parlament sitzt.
Alle erwähnten Richtungen sind im Abgeordnetenhaus oder im Senat vertreten. Mitunter, wie zuletzt bei der Debatte über die Justizreform, gibt es scharfe Auseinandersetzungen bis hin zu tumultartigen Szenen. „Monty Python“ hätte seine helle Freude...
Argentinien
Reisebusse standen still
Fünftägiger Streik in der Nacht zu Dienstag beendet
Buenos Aires (AT/mc) – Fünf Tage lang war der riesige Busbahnhof Retiro fast wie ausgestorben. Wo sonst reges Treiben ist, war gähnende Leere. Durch den Streik der Langstreckenbusse herrschte Ausnahmezustand, von dem rund 400.000 Fahrgäste betroffen waren. Erst nach zahlreichen Verhandlungen gelang es in der Nacht zu Dienstag, den Stillstand zu beenden, sodass die ersten Busse ihre Fahrt wieder aufnahmen.
Das Verhandlungsergebnis, das im Arbeitsministerium erzielt wurde, war in Hinsicht auf die Lohnforderungen ein Erfolg für die Gewerkschaft UTA. Sie hatte eine Lohnerhöhung um 23 Prozent gefordert. Und genau darauf verständigte man sich auch. Dies gilt rückwirkend schon für die April-Gehälter. Zudem soll für die Monate Januar, Februar und März ein Aufschlag von 18 Prozent nachgezahlt werden. Andererseits hatte die Gewerkschaft auch Garantien gefordert, dass es keine Entlassungen oder sonstige Verschlechterungen der Arbeitssi-tuation gebe. Davon war nun nicht mehr die Rede.
Der Konflikt könnte ohnehin recht bald wieder ausbrechen. Denn die Arbeitgebervertretung Celadi erklärte bis zuletzt, dass sie die beabsichtigte Gehaltserhöhung nicht aufbringen könne. Gleichzeitig lehnte es der Staat ab, die Anfang 2012 gestrichenen Subventionen für die Langstreckenbusse wieder zu zahlen. Die Busunternehmen deuteten als Konsequenz bereits ab, die Fahrtarife signifikant zu erhöhen.
Sie sehen sich grundsätzlich vom Staat benachteiligt. Schließlich werde die Fluggesellschaft „Aerolíneas Argentinas“ mit 4 Milliarden Pesos pro Jahr bezuschusst, so Celadi-Sprecher Mario Verdaguer. Die Folge sei, dass immer mehr Menschen statt des Reisebusses das Flugzeug nähmen. Ohne staatliche Hilfe sehe man sich gezwungen, 5000 bis 6000 Beschäftigte zu entlassen, meinte Verdaguer.
Bei der Regierung hatte man hingegen den Verdacht, dass hinter dem Tarifkonflikt in Wahrheit ein gemeinsames Manöver von Busunternehmerverband und Gewerkschaft stecke, um die einstigen Subventionen für die Busbranche wieder zu erlangen.
Arbeitsminister Carlos Tomada musste schon gehörig nachhelfen, um den längsten Reisebusstreik des Landes seit 1984 zu beenden. Während er den Busgesellschaften drohte, ihre Lizenzen einzuziehen, konfrontierte er die Gewerkschaft UTA mit der Möglichkeit, als juristische Person gelöscht zu werden.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Verzeichnis für Hauspersonal
Buenos Aires (AT/mc) - Personen, die Hauspersonal beschäftigen, sollen ab sofort ihre Angestellten in einem Online-Verzeichnis des Steueramtes AFIP anmelden. Darauf weist die Behörde auf ihrer Internetseite hin (http://www.afip.gob.ar/genericos/blanco). Die Einschreibung soll bis zum 30. Juni erfolgt sein. Der Arbeitgeber benötigt sein Steuerpasswort (clave fiscal). Zudem muss er sich beim „System zur Vereinfachung der Registrierung“ (sistema simplificación registral) anmelden, um sein Personal einzuschreiben. Die Beschäftigten müssen ihrerseits über eine Sozialversicherungsnummer (CUIL) verfügen. Wenn nicht, sind sie gehalten, eine solche bei einer Filiale der Sozialversicherung ANSeS zu beantragen. Dies gilt auch für ausländische Beschäftigte. Der Arbeiter muss der AFIP verschiedene Daten zum Beschäftigungsverhältnis mitteilen, die von der Behörde geprüft werden. Ist die Anmeldung ordnungsgemäß erfolgt, händigt die AFIP einen Beleg aus. Eine Kopie ist dem Angestellten zu geben. Der Arbeitgeber muss Sozialbeiträge für den Beschäftigten entrichten, die sich an der Anzahl der Arbeitsstunden orientieren. Für Beschäftigte, die bis zu zwölf Stunden pro Woche arbeiten, sind zunächst 20 Pesos an Beiträgen fällig. Für zwischen zwölf und 16 Stunden Beschäftigte zahlt man 39 Pesos. Für Angestellte, die mehr als 16 Stunden arbeiten, sind es 95 Pesos. Damit der Beschäftigte einen Anspruch auf Rente und Krankenversicherung erwirbt, müssen mindestens 95 Pesos eingezahlt werden, ab Juni sogar 135 Pesos. Der Differenzbetrag kann entweder vom Beschäftigten oder – freiwillig – vom Arbeitgeber entrichtet werden.
Maduro in Buenos Aires
Antrittsbesuch von Nicolás Maduro. Dreieinhalb Wochen nach seinem knappen Wahlsieg gab der neue venezolanische Präsident seine Visitenkarte in der Casa Rosada ab. Maduro und seine Gastgeberin Cristina Fernández de Kirchner beschworen die engen bilateralen Beziehungen und unterzeichneten zu deren Vertiefung insgesamt zwölf Vereinbarungen. Darunter solche zur landwirtschaftlichen Entwicklung in Venezuela, das derzeit fast alle seine Nahrungsmittel importiert. Des Weiteren erneuerten die beiden Staatsoberhäupter das Abkommen zwischen den nationalen Energiekonzernen YPF und Pdvsa. Während Venezuela Erdöl liefert, exportiert Argentinien im Gegenzug 10.000 Autos pro Jahr. Nach dem offiziellen Teil in der Casa Rosada nahm Maduro an einer Kundgebung im Stadion des Fußballclubs All Boys teil, bei der er sich selbst als „Arbeiterpräsident chavistischer, peronistischer und kirchneristischer Prägung“ definierte. Er lobte die verstorbenen Ex-Präsidenten Hugo Chávez und Néstor Kirchner als „zwei Giganten“. Mit Blick auf die Gegenwart warnte Maduro vor „faschistoiden Kräften“, die in Venezuela und anderen Ländern des Subkontinents die Demokratie bedrohten. Eine Anspielung vor allem auf die Unruhen, die nach den Wahlen in Maduros Heimatland herrschten.
Deutscher vor Gericht
Ein 22-Jähriger aus Nordrhein-Westfalen muss sich wegen Drogenschmuggels vor einem Gericht in Buenos Aires verantworten. Im Juli 2011 hatte die Polizei ihn am Flughafen der argentinischen Hauptstadt festgenommen, als er einen Flug nach Amsterdam mit hundert Kapseln Kokain im Magen antreten wollte. Nachdem der Angeklagte bereits die Tat gestanden hat, soll die drohende Strafe von bis zu 16 Jahren Haft nach einem beschleunigten Verfahren niedriger ausfallen. Der Deutsche wurde laut Anklage von Mitgliedern einer Drogengang als Hilfsbedürftiger in der Heilsarmee in den Niederlanden als Drogenkurier angeworben. Daraufhin sei er nach Buenos Aires geflogen, um dort mit dem Kokain ausgestattet zu werden und dieses nach Amsterdam zu bringen. Neben dem Deutschen sind im selben Fall drei Niederländer, ein Surinamese und ein Nigerianer angeklagt. Fünf der sechs Angeklagten, unter ihnen der Deutsche, befinden sich seit der Festnahme in Untersuchungshaft. Die Anwälte legten den Richtern zu Prozessbeginn ein Angebot über eine Haftstrafe von vier Jahren und sechs Monaten vor, erklärte gestern ein Sprecher des Gerichts der Nachrichtenagentur dpa. Ein Urteil werde in etwa zehn Tagen erwartet.
Sanz greift an
Ernesto Sanz will es noch mal wissen: Vor zwei Jahren wurde er im Kampf um die Präsidentschaftskandidatur der Radikalen Bürger Union (UCR) noch ausgebremst. Nun positioniert sich der Senator aus Mendoza schon einmal für die nächsten Kampf um die Casa Rosada im Jahr 2015. Bei einer Veranstaltung in Parque Norte (Provinz Córdoba) zur Präsentation des Aktionsbündnisses „Zukünftiges Argentinien“ (Argentina Futura) empfahl sich Sanz vor rund 4000 Zuschauern als politisches Zugpferd der Radikalen. Die neu vorgestellte Plattform soll vor allem dazu dienen, die Radikalen für die anstehenden Urnengänge zu einen. So waren Vertreter verschiedener Parteiflügel erschienen: der Parteichef Mario Barletta, die Parteikonventsvorsitzende Lilia Puig de Stubrin, aber auch Kongressabgeordnete wie Ricardo Gil Lavedra oder Gerardo Morales, die sich vor zwei Jahren noch für Sanz‘ parteiinternen Widersacher Ricardo Alfonsín eingesetzt hatten. In seiner Rede griff Sanz die Kirchner-Regierung scharf an: „Die unbegrenzte Machtbesessenheit der Präsidentin macht alles kaputt. Aber die Würde der Argentinier lässt sich nicht zerstören.“
Drohungen gegen Staatsanwalt
Mit Morddrohungen konfrontiert sieht sich derzeit Staatsanwalt Guillermo Marijuán, der mit den Ermittlungen in der Geldwäsche-Affäre um den regierungsnahen Unternehmer Lázaro Báez betraut ist. Wie die Zeitung „Clarín“ berichtete, habe man dem Juristen am Dienstag durch einen anonymen Telefonanruf mitgeteilt, seine Töchter zu töten, sollte er gegen die Generalstaatsanwältin Alejandra Gils Carbó ein Berufungsverfahren einleiten. Letzterer waren Unregelmäßigkeiten bei Ämtervergaben vorgeworfen worden. Richter Sebastián Casanello stellte das Verfahren in erster Instanz ein. Casanello ist auch zuständig für die Causa Báez. Es waren nicht die ersten Einschüchterungen, denen sich Marijuán in jüngster Zeit ausgesetzt sah. Bereits am Sonntag erhielt der Staatsanwalt in einer Bar in Belgrano von einer unbekannten Person einen Zettel mit Drohungen gegen ihn und seine Familie. Zwei Tage zuvor hatte Marijuán entschieden, die Ermittlungen in der Geldwäsche-Affäre auszuweiten. (AT/mc/dpa)
Meinung
Eile ist geboten
2013 ist in Argentinien ein Wahljahr. Politische Entscheidungen der Regierung werden vielfach getroffen, um Einfluss auf die Stimmung der Wähler zu nehmen. Das kam deutlich zum Ausdruck, als die Regierung die Justizreform in Gestalt von sechs Gesetzen im Kongress durchpeitschte, in dem sie als Nebenerscheinung des Wahlsieges von über 54 Prozent der Präsidentin auch Senatoren und Deputierte gewann, die ihr mit Alliierten kleiner Provinzparteien die Mehrheit in beiden Kammern verschaffte. Bei den Parlamentswahlen von 2009 hatte die Regierung ihre Mehrheit in der Deputiertenkammer verloren. Sie beabsichtigt, die jetzige Mehrheit in den Parlamentswahlen vom 27. Oktober zu bestätigen. Das ist das oberste Ziel der Wahlpolitik der Regierung.
Eile ist deshalb geboten. Die Präsidentin hatte Anfang März die Justizreform ohne Details in ihrer Rede zur Eröffnung der gegenwärtigen ordentlichen Sitzungsperiode des Kongresses angedeutet. Es hieß damals, die Justiz sei zu demokratisieren. Unmittelbar nach den gewaltigen Überschwemmungen in La Plata und der Stadt Buenos Aires vor über Monatsfrist reichte die Exekutive die sechs Gesetzesprojekte zur Justizreform in beiden Kammern ein, je drei im Senat und der Deputiertenkammer. Sie mussten in kurzen Fristen gebilligt werden, zu welchem Zweck Debatten weitgehend verhindert wurden. In den Ausschüssen setzten die Regierungsmehrheiten schnellstens Zustimmungen durch, ebenso im Senat. Nur in der Deputiertenkammer kam es zu echten Debatten in einer über 20-stündigen Verhandlung. Die Regierung konnte eine knappe Mehrheit von zwei Stimmen mustern. Mitte dieser Woche bestätigte der Senat zwei Reformen der Vorlage über den Richterrat. Die Exekutive folgte schnellstens mit der Verkündung der Gesetze, die umgehend im Amtsblatt veröffentlicht wurden. Ab diesem Tag laufen die Fristen für die Einberufungen der sogenannten Primärwahlen für die Kandidaten aller Parteien. Das muss spätesten am 12. Mai geschehen, neunzig Tage vor dem Tag der Wahl am 11. August, der rückwirkend alle Wahltermine bestimmte. Daher die Eile, mit der die Exekutive die sechs Justizgesetze durchpeitschte.
Dieses Jahr gilt der Wahltag nicht nur für die Senats- und Deputiertenkandidaten wie stets in den Zwischenwahlen, bei denen keine Exekutivposten (Präsident, Gouverneure, Bürgermeister und ihre Stellvertreter) gewählt werden. Die Justizreform sieht für den 11. August auch die Wahl der Kandidaten als Vertreter der Richter, Rechtsanwälte und Akademiker vor, die laut Justizgesetz eigentlich zusammen mit der Präsidialwahl, also erst 2015, gewählt werden sollten.
Ausnahmsweise sollen diese Gerichtsposten in der Zwischenwahl gekürt werden, sofern der Oberste Gerichtshof nicht dazwischenfunkt, und diese Wahl des Richterrates als verfassungswidrig null und nichtig erklärt. In der Verfassungsnovelle von 1994, die den Richterrat ins Leben rief, um Richter zu ernennen oder abzusetzen, ist die Wahl der Vertreter der Richter, Rechtsanwälte und Akademiker durch das Wahlvolk nicht vorgesehen. Sie werden laut Verfassungstext von ihren Verbänden ernannt, aber nicht vom Volk gewählt. Der Richterrat bestand ursprünglich aus 20 Mitgliedern, deren Zahl vor einigen Jahren auf Initiative der damaligen Senatorin Cristina Fernández de Kirchner auf elf reduziert wurde, um jetzt wieder auf Initiative der Präsidentin auf 19 zuzunehmen. Die Mitglieder des Richterrates, die vom Volk gewählt werden sollen, nehmen insgesamt bis 2015 auf 25 zu, bis sie nach der Präsidentenwahl wieder auf 19 abnehmen.
Diese komplizierte Prozedur, die im Eilverfahren durchgepeitscht werden soll, hängt freilich davon ab, ob der Oberste Gerichtshof vor den Wahlen auf einen der vielen Schutzrekurse (Spanisch „recursos de amparo“) eingeht, die sicherlich vor Gericht in erster Instanz vorgelegt werden. Dafür ist die Zeit freilich sehr knapp, zumal die Schutzrekurse sicherlich von der Regierung beanstandet werden. Nur die Regierung kann gegebenenfalls ein sogenanntes „per Saltum“ vorbringen, um eine Gerichtsinstanz zu überspringen, aber der Oberste Gerichtshof kann selber angesichts der kurzen Fristen entscheiden, ob er sich eines der Schutzrekurse annimmt und das Gesetz über die Reform des Richterrates als verfassungswidrig erklärt, so dass die Wahl der Mitglieder entfallen würde. Unterdessen müssen sich alle Parteien um ihre Kandidaten für die Parlamentssitze und die Mitglieder des Richterrates kümmern. Parteipolitiker sind deshalb vollamtlich damit beschäftigt, die Kandidaten aufzustellen.
Meinung
Harte Worte im Glanz der Krone
Von Michael Donhauser
Harte Worte, mit großem Pathos ausgesprochen: Wenn Queen Elizabeth II. in einer Thronrede das Regierungsprogramm verliest, lebt das alte britische Empire noch einmal auf. Vergoldete Kutschen, historische Kostüme und anachronistisch anmutende Rituale stehen im Vordergrund. Etwa, wenn der Black Rod die Parlamentarier aus dem Unterhaus abholen muss und diese ihm erst einmal die Tür vor der Nase zuschlagen. Sie wollen damit ihre Unabhängigkeit von den Lords im Oberhaus und von der Krone demonstrieren.
Während ihrer 59. Thronrede nach 61 Jahren Amtszeit mag die Queen sich in diesem Jahr ein bisschen mehr Unabhängigkeit von der Regierung Ihrer Majestät gewünscht haben. Was die Downing Street der Monarchin zum Verlesen aufgeschrieben hat, hatte es in sich. Großbritannien will härter gegen Migranten aus anderen EU-Ländern vorgehen, ihnen zum Teil den Zugang zu Wohngeld und anderen sozialen Leistungen verweigern. „Das Gesetz wird sicherstellen, dass dieses Land Menschen anzieht, die ihren Beitrag leisten wollen, und diejenigen abschreckt, die das nicht wollen“, sagte die 87-jährige Monarchin.
Dass die Regierung das Thema Migration in das Zentrum der insgesamt 15 Gesetze umfassenden Thronrede rückt, hat Symbolwert. Getrieben von den Erfolgen der Rechtspartei UKIP bei den jüngsten Kommunalwahlen vor einer Woche muss Premierminister David Cameron verlorengegangene Wähler aus dem rechtskonservativen Spektrum zurückholen. In zwei Jahren stehen die Wahlen zum Unterhaus an. Gelingt Cameron nicht bald eine Kehrtwende, könnte er als Premierminister nach nur einer Amtszeit schon wieder Geschichte sein.
Der linksliberale „Guardian“ schrieb am Donnerstag von einer „panischen Antwort auf den Aufstieg von UKIP“. Der ohnehin kaum überbrückbare Graben zum liberaldemokratischen Koalitionspartner wird immer tiefer. Wirtschaftsminister Vince Cable ließ wissen: „Als Wirtschaftsminister sende ich die Botschaft aus, dass Leute, die in unser Land kommen, mit überwältigender Mehrheit einen positiven Beitrag leisten.“ Diese Sichtweise wird durch zahlreiche wissenschaftliche Studien gedeckt. Demnach nehmen die Einwanderer im Vergleich zu Briten unterproportional Sozialleistungen in Anspruch.
Der rechte Flügel seiner eigenen Partei traut seinem Regierungschef die Kehrtwende nicht mehr vorbehaltlos zu. Viele Tories, etwa aus der extrem konservativen, aber einflussreichen Parlamentariergruppe Comitee 1922, würden lieber heute als morgen den Londoner Bürgermeister Boris Johnson an der Spitze der Tory-Kampagne für die Wahl 2015 sehen. Nicht umsonst soll Camerons Ehefrau Samantha jüngst gescherzt haben, als sich der Regierungschef zu einer Einladung des Comitees verabschiedete: „Besser, als wenn sie zu Dir kommen!“
Um seine eigene Position innerhalb der Partei zu stabilisieren und seine Partei für die nächste Wahl im Rennen zu halten, steuert Cameron den Kurs „hart Steuerbord“. Nicht nur der alte Labour-Haudegen im Unterhaus, Dennis Skinner, fühlte sich wohl an alte Thatcher-Zeiten erinnert, als er angesichts der Privatisierungspolitik der Regierung kurz vor der Rede der Königin noch im Unterhaus ausrief: „Die Royal Mail steht zum Verkauf, und der Kopf der Königin wird privatisiert.“
Mit seiner wirtschaftlich stramm konservativen und außenpolitisch europakritischen Politik versucht Cameron seit mehr als einem Jahr, den Euroskeptikern sowohl in der eigenen Partei als auch beim rechten Konkurrenten UKIP den Wind aus den Segeln zu nehmen. Es gelingt ihm nur bedingt. Der rechte Parteiflügel nutzt fast jede Gelegenheit, um Cameron entweder bloßzustellen oder ihn in die Enge zu treiben. Mindestens dreimal ließen ihn seine eigenen Leute mittlerweile bei wichtigen Entscheidungen im Parlament gegen die Wand laufen.
Wie sehr den Briten das Thema Europa auf den Nägeln brennt bewies - möglicherweise zufällig - einen Tag vor der Queen-Rede der Tory-Altvordere Nigel Lawson. Der ehemalige Finanzminister unter Tory-Übermutter Margaret Thatcher sprach sich als bisher bekanntester Politiker der britischen Regierungspartei und frappierend offen für einen Austritt aus der Europäischen Union aus. Cameron war wieder einmal zum Kontern gezwungen. Vermutlich wird er nun noch vor 2015 ein Gesetz vorlegen, das eine Reform der britischen Beziehungen zur EU vorsieht. Wenn die Queen gesund bleibt, darf sie das dann nächstes Jahr vorlesen. (dpa)
Meinung
Randglossen
Mit einer knappen Mehrheit von einer Stimme hat der Senat die Reformen des Gesetzes über die sogenannte Justizreform verabschiedet. In der Deputiertenkammer war die Reform nur mit zwei Stimmen durchgepeitscht worden. Die Wahl der Mitglieder des Richterrates ist für Mitte August angesagt. Sicherlich werden zahllose Schutzrekurse wegen der offensichtlichen Verfassungswidrigkeit der Reform vorgelegt werden, doch währenddessen müssen die Oppositionsparteien ihre Kandidaten für den Richterrat vorstellen. Da es sich nicht um Berufspolitiker, sondern um Richter, Rechtsanwälte und Akademiker handelt, bemühen sich mehrere Oppositionspolitiker um eine Einheitsliste, anstatt sich in zahlreichen Listen zu verzetteln. Gelingt der Wurf, dann kann eine Einheitsliste den Wahlsieg davontragen, anderenfalls ist der Sieg der Regierungspartei gegenüber zahlreichen Oppositionslisten sicher.
Argentinische Sparer, denen die Regierung ungewollt mittels Geldschöpfung der Zentralbank für die Finanzierung des Haushaltsdefizits in der Größenordnung von geschätzten hundert Milliarden Pesos im laufenden Jahr Pesobeträge zuschanzen, verzichten auf die nationale Währung und suchen verzweifelt US-Dollar. Der Peso hat längst seine Aufgabe als Spargeld verloren und beschränkt sich auf das Zahlungsmittel im internen Wirtschaftsverkehr. Da der Erwerb von Dollar zwecks Hortung verboten ist, fliehen die Sparer kraft illegalem Devisenhandel in den US-Dollar, gegebenenfalls auch in den Euro, mit dem anders als mit dem US-Dollar Banknoten von 500 Euro erworben werden können. Diese Flucht in den Dollar bescheinigt der Regierung, dass sie bei argentinischen Sparern kein Verständnis für ihre Wirtschaftspolitik findet, sondern genau das Gegenteil.
Dass der Dollar-Wechselkurs auf dem „mercado azul“ in die Höhe schießt, ist keine Neuigkeit. Dass mittlerweile für den absurd hohen Wechselkurs sogar Namen erfunden werden, schon: Der Dollar wird hierzulande neuerdings „Messi-Dollar“ genannt. Und nein, es handelt sich dabei nicht um eine Dollar-Note, auf der der argentinische Starfußballer vom FC Barcelona abgebildet ist. Lionel Messi trägt die Rückennummer Zehn und man bekommt zurzeit etwas mehr als zehn Pesos für einen Dollar. Beeindruckend, mit wie viel Humor die Argentinier auch in dieser beunruhigenden Situation noch aufwarten! Doch der Dollar steigt und steigt und der kreative Name wird bald obsolet sein. Da ist Erfindungsreichtum gefragt. Wie wäre es zum Beispiel mit „Elfmeter-Dollar“ für die Elf (um beim Fußball zu bleiben) oder „Franziskus-Dollar“ für die Dreizehn (denn der Papst wurde am 13. März 2013 gewählt)? (AT/jm)
Die Diskussion um ein Waffenverbot in den USA nimmt immer abstrusere Dimensionen an. Ein Student aus Texas veröffentlichte in der vergangenen Woche eine Anleitung für den Bau einer Pistole aus einem einfachen 3D-Drucker. Da diese Pistole kaum Metallteile enthält, könnte man mit ihr einfach Sicherheitskontrollen umgehen, was bei einigen US-Politikern Alarmglocken klingeln ließ. Ein New Yorker Senator verlangte bereits rechtliche Schritte. Der Erfinder der Waffe sieht dagegen in der Veröffentlichung der Baupläne eine Manifestation der Freiheit, und keinen Grund, warum die Waffe nicht entwickelt werden sollte. Der Fall gibt zu denken - wenn der Einfallsreichtum für neue Waffentechnologien bereits vor dem Waffenverbot in den USA so groß ist, möchte man nicht wissen, was im Falle der Durchsetzung des Verbotes passiert - denn „Not“ macht bekanntlich erfinderisch. (AT/jes)
Wirtschaft
Cristina K will nicht abwerten
Bei der Fernsehansprache vom Montag erteilte Präsidentin Cristina Kirchner den Abwertungsgerüchten eine kategorische Absage. Sie sagte: „Solange ich Präsidentin bin, werden diejenigen, die Geld mit einer Abwertung verdienen wollen, die das Volk bezahlt, auf eine andere Regierung warten müssen.” Sie stellte die Abwertung als einen Mechanismus der Umverteilung des Volkseinkommens dar, bei denen eine kleine Gruppe (landwirtschaftliche Grossgrundbesitzer?) gewinnt, und die Mehrheit des Volkes Verlierer ist. Sie äusserte beiläufig die eigenartige Auffassung, dass die Abwertungsbefürworter früher stets den Internationalen Währungsfonds von der Notwendigkeit einer Abwertung in Argentinien überzeugt hätten, was dieser dann zu einer eigenen Empfehlung machte, der die Regierungen gefolgt seien. Glaubt sie diesen Unfug? Das wäre schlimm. Der IWF wurde mit dem Hauptzweck geschaffen, Staaten, die in Zahlungsbilanzkrise geraten, zu helfen, diese zu überwinden. Das klassische Rezept, mit einem Überbrückungskredit, enthält oft Abwertung, aber grundsätzlich Sanierung der Staatsfinanzen und eine Stabilisierungspolitik. Mit den Interessen einzelner Gruppen hat dies nichts zu tun. Gewiss könnte die gegenwärtige argentinische Zahlungsbilanzkrise auch mit Mitwirkung des IWF leichter überwunden werden, ohne so viel Schaden für das Land. Doch das wird aus ideologischen Gründen ausgeschlossen.
Die Abwertung, was sich auf einen Sprung beim offiziellen Dollarkurs bezieht, ist das Tagesgespräch der Fernsehjournalisten mit Ökonomen. Die meisten treten für eine Abwertung ein, direkt oder über eine Legalisierung des „blauen” Marktes und sukzessiver Überführung bestimmter Devisentransaktionen auf diesen Markt, so dass sich die Kurse nähern und schliesslich zu einem verschmelzt werden, der zwischen $ 6 und $ 7 pro Dollar liegt.
Federico Sturzenegger, anerkannter Wirtschafter und gegenwärtig Präsident der Bank der Stadt Buenos Aires, setzte sich unlängst offen für eine Abwertung von 40% ein. Er wies danach darauf hin, dass die Wirtschaftspolitik, die unter der Präsidentschaft von CFK durchgeführt worden sei, dazu geführt habe, dass die Preise um fast 200% gestiegen seien, der Dollarkurs jedch nur um 60%. Dieser zurückgebliebene Kurs habe allerlei Probleme geschaffen, u.a., dass seit zwei Jahren kaum noch private Arbeitsplätze geschaffen werden, und dass der Export von Industriegütern, ausgenommen Kfz, jetzt im internanuellen Vergleich um 18% fällt. Die negativen Konsequenzen des niedrigen offiziellen Kurses und eines schwarzen, der über 90% höher liegt, gehen jedoch viel weiter.
Je länger auf einen Abwertungssprung gewartet wird, umso traumatischer wird dieser, wenn er schliesslich doch eintritt. CFK will auf alle Fälle bis zu den Wahlen nicht abwerten, um die Inflation nicht anzuheizen, was sich negativ auf das Wahlergegbnis auswirken würde. Ob sie es nachher tut, sei dahingestellt. Es wäre nicht das erste Mal, dass ein Staatsoberhaupt stillschweigend sagt, „was gebe ich auf mein dummes Geschwätz von gestern”.
Wirtschaft
Eine gezielte Weisswaschung
Am Dienstag wurde eine neue Legalisierung von schwarzen Dollarguthaben im Inland oder Ausland (oder in Euros oder anderen Währungen), die in Argentinien wohnhaften Personen oder lokalen Unternehmen gehören, angekündigt. Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino, ZB-Präsidentin Mercedes Marcó del Pont, die Staatsekretäre Axel Kiciloff und Guillermo Moreno, und AFIP-Direktor Ricardo Echegaray, erschienen im Fernsehen und erklärten diese eigenartige Weisswaschung. Warum Moreno anwesend war, der nichts mit dem Thema zu tun hat, während Schatzsekretär Juan Carlos Pezoa nicht dabei war, wurde nicht erklärt. Das oder die entsprechenden Gesetze sollen sofort im Senat eingebracht werden. Das System soll dann drei Monate in Kraft bleiben.
Der Nationalstaat wird zwei Dollarbonds ausgeben:
- Einen “Argentinischen Bonds für die wirtschaftliche Entwicklung”, im Kürzel auf spanisch BAADE, mit drei Jahren Laufzeit und einem Zinssatz von 4%, zahlbar in zwei Raten von 2% alle sechs Monate. Die Mittel dieses Bonds sind für die Finanzierung von Energieprojekten bestimmt, an erster Stelle für YPF.
- Ein Depositenzertifikat in Dollar, das für den Kauf von Immobilien bestimmt ist und im spanischen Kürzel CEDIN heisst. Diese Zertifikate sind zinslos und indossierbar, und wer sie auf Grund eines Immobilienverkaufs erhält, kann dann den Betrag bei einer Bank in Dollarscheinen abheben. Die Dollar, die die Banken gegen die Zertifikate erhalten, werden bei der ZB deponiert, also nicht für Kredite eingesetzt. Im Wesen handelt es sich somit darum, schwarze Dollarguthaben für den Kauf von Wohnungen u.a. Immobilien einzusetzen.
In beiden Fällen werden die Beträge, die für den Kauf eingesetzt wurden, als legales Vermögen betrachtet, und müssen erst bei der Vermögenserklärung für das Jahr 2013 angegeben werden (Im April 2014). Das erlaubt auch Personen, die bisher nicht steuerlich eingetragen sind, sich an der Legalisierung zu beteiligen. Dieses Mal wird keine Steuer auf die Legalisierung erhoben, wie es bei vergangenen Weisswaschungen üblich war.
Ausgeschlossen von der Weisswaschung sind Beamte des Nationalstaates, der Provinzen und der Gemeinden, sowie diejenigen, gegen die Gerichtsverfahren wegen Steuerhinterziehung laufen, dann auch diejenigen, die nicht bei der Gewinnsteuer und der Steuer auf persönliches Vermögen eingetragen sind (Sie müssen sich vorher eintragen), und schliesslich auch die Gesellschaften, bei denen ein Konkursverfahren läuft. Echegaray erwähnte in der Pressekonferenz beiläufig mehrere Personen beim Namen, an erster Stelle Leiter des Clarín-Konzerns, die jedoch verneinen, dass Verfahren wegen Steuerhinterziehung gegen sie laufen. Auch hier mischt die Regierung Politik mit Wirtschaft.
Wie weit Personen, die nicht angegebene Dollarguthaben besitzen, diese Bonds zeichnen, sei dahingestellt. Denn einmal besteht ein berechtigtes Misstrauen in einen Staat, der ein notorischer Betrüger ist und die Rechtsordnung missachtet. Die Erinnerung an die Zwangsumwandlung von Dollardepositen in Pesos, zu einem Kurs von $ 1,40 je Dollar, bei gleichzeitiger Einfrierung der Depositen und Umwandlung in Staatspapiere, die erst einige Jahre später verfielen, ist noch wach in der Erinnerung der lokalen Sparer. Abgesehen davon, sind die Preise von Automobilen und dauerhaften Gebrauchsgütern im allgemeinen, vor allem der importierten oder derjenigen, die einen hohen Anteil an importierten Teilen haben, in Dollar jetzt sehr günstig und liegen gelegentlich sogar unter den Preisen im Ausland. Ein Automobil, das zum Kurs von $ 5,20 importiert wird, und mit einem Zollsatz von 35% belastet ist womit der Kurs auf $ 7 steigt, müsste auf alle Fälle bei einem Schwarzkurs von $ 10 in Argentinien billiger sein als im Ursprungsland. Die Inhaber von Dollarguthaben werden somit jetzt von anderen Möglichkeiten für den Einsatz dieser Mittel angezogen.
Diese Weisswaschung interessiert vornehmlich die internationalen Drogenhändler u.a., die nicht angegebene grosse Vermögen besitzen, die aus verbrecherischen Tätigkeiten stammen (Schmiergelder, illegaler Waffenhandel u.a.). Nachdem die Banken fast überall auf der Welt gezwungen sind, auf Manöver zu achten, die mit Geldwäsche verbunden sind, wird es für diese Verbrecher immer schwieriger, ihr illegales Geld anzulegen. Mit der neuen argentinischen Weisswaschung, bietet sich für diese eine Möglichkeit, direkt oder über Strohmänner, das Geld in den legalen Kreislauf der Wirtschaft einzuschleusen und über die CEDIN-Zertifikate Immobilien zu kaufen. Drogenhändler u.dgl.sind stets bereit hohe Provisionen zu zahlen, hohe Risiken zu laufen und eventuelle Verluste hinzunehmen. Für die argentinische Wirtschaft ist es unbedeutend, woher das Geld stammt. Es kommt auf die Wirkung an, und wenn diese eine gewisse Bedeutung hat, dann kann eine Ankurbelung des Immobilienmarktes eintreten und das Finanzierungsproblem von YPF gelöst werden. Ethisch ruft der Fall jedoch Bedenken auf.
Schliesslich wird auch darauf hingewiesen, dass Regierungsbeamte über Strohmänner Korruptionsgelder weisswaschen können. Echegaray wies darauf hin, dass Lázaro Baez u.a., die mit ihm zusammenhängen (Leonardo Fariña, Fernando Elascar u.a.) ausgeschlossen seien. Das ist jedoch nur die Spitze des Eisbergs. Die Korruption ist bei dieser Regierung so gigantisch und weit verbreitet, dass sich hier für viele eine Möglichkeit bietet, das gestohlene Geld weisszuwaschen.
Wirtschaft
Der Konflikt der Erdölkonzessionen
von Cristóbal López
Cristóbal López gehört zu den sogenannten “befreundeten Unternehmern” des Ehepaares Kirchner. Sein hauptsächlicher und ursprünglicher Wirkungsbereich ist die Provinz Santa Cruz. Hier betreibt er alle Spielkasinos. Unter den Kirchner-Regierungen hat er diese Tätigkeit auf andere Gegenden ausgedehnt, so dass er heute u.a. Partner beim Schiffskasino am Hafen von Buenos Aires und der Rennbahn von Palermo ist. Doch nicht genug damit, bemüht er sich, auch in die Erdölwirtschaft einzusteigen. Dafür gründete er die Gesellschaft Oil M&S, die im Grossraum der Bundeshauptstadt ein wachsendes Netz von Tankstellen unterhält, und auch Konzessionen für Forschung und Förderung in der Provinz Santa Cruz erhielt, bei denen er deutlich bevorzugt wurde, da er keine Erfahrung auf diesem Gebiet hatte und normalerweise ausgeschlossen worden wäre.
Nun hat der Gouveneur von Santa Cruz, Daniel Peralta, angekündigt, dass er gegen Oil M&S Klage vor Gericht erheben wird und dabei u$s 10 Mio. fordert. Dieser Betrag entspricht etwa der Summe, die Oil an verpflichteten Investitionen (die eine Bedingung der Konzession waren) bislang unterlassen hat. Die Regierung in Santa Cruz schliesst dabei nicht aus, das Unternehmen ausserdem wegen Schadenersatz ebenfalls vor Gericht zu verklagen. Das Hauptargument der Provinzregierung ist, dass der Provinzwirtschaft einen beträchtlichen finanziellen Schaden entstanden sei. Vom geförderten Erdöl erhält die Provinz eine Gebühr.
Die Förderungsgebiete hat Oil vor drei Jahren von den Behörden zugeteilt bekommen. Für das Gebiet “Bajo Oriental” wurde ein Unterlassungsschaden in Höhe von u$s 5.497.000, und für einen weiteren, genannt “Sierra España”, einer von u$s 2.538.600 ermittelt. In fünf weiteren Gebieten erreichen die nicht durchgeführten Investitionen insgesamt u$s 3,9 Mio. Gegen diese Forderungen der Provinzregierung hat das Erdölunternehmen einen gerichtlichen Beschluss erwirkt, der die Wirkung vertagt (was auf spanisch “amparo” heisst), bis das Urteil über das Grundproblem gefällt wird. Beide Seiten haben jetzt ein Jahr Zeit, um eine Einigung zu erreichen.
Cristobal Lopez hat keine Erfahrung auf dem Gebiet der Erdölforschung und -förderung. Er verfügt weder über die notwendige Technologie, noch über die unternehmerische Struktur (mit den notwendigen Fachleuten), und es ist fraglich, ob er das notwendige Kapital auftreiben kann, und auch riskieren will. Offensichtlich ist es ihm nicht gelungen, einen Partner zu finden, der sich effektiv mit der Erdölförderung befasst, so dass er einfach eine Beteiligung am Gewinn kassiert, weil er dank seiner engen Beziehungen zu den Kirchners Konzessionen erhielt, ohne dafür qualifiziert zu sein. Ausländische Erdölfirmen halten sich gegenwärtig vor Investitionen in Argentinien zurück, was gute Gründe hat. Wenn Cristóbal Lopez die Konzessionen in Santa Cruz jetzt verliert, dann kann die Provinzregierung sie an seriöse Firmen vergeben.
Der Fall hat gegenwärtig eine besondere Bedeutung, weil er zeigt, dass der Gouverner unabhängig von CFK handelt, die kaum gegen den Freund und möglicherweise sogar Partner Cristóbal López vorgegangen wäre. Diese Haltung des Gouverneurs ist jetzt auch im Fall Lázaro Baez wichtig, der wegen krummer Geschäfte unter Beschuss steht. Gouverneur Peralta distanciert sich seit einiger Zeit schon zunehmend von CFK, was er u.a. wegen der hohen Erdölgebühren erlauben kann, die seine Provinz kassiert.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,23, um 0,58% über der Vorwoche und um 6,19 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 39,22 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06. bei $ 5,442, zum 30.09.13 bei $ 5,741, und zum 31.01.14 bei $ 6,245. Der Terminkurs per Februar 2014 lag um 29,31% über Kurs von Ende Februar 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten am Donnerstag $ 10,03, nachdem er am Vortag bis zu $ 10,50 erreicht hatte, ca. 100% über dem offiziellen Kurs.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 0,52% und lag 35,35% über Ende 2012.
***
Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 3,73% und lagen 4,47% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos gingen gegenüber der Vorwoche um 0,99% zurück, lagen jedoch um 15,81% über Ende 2012. Boden 2014 gewannen zur Vorwoche 0,52% und lagen 6,15% über Ende 2012. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 0,45% und lagen 4,25% unter Ende 2012, und Global 2017 Arg. lagen zur Vorwoche unverändert bei 9,60% im Minus seit Jahresende 2012.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 163,01 (Vorwoche $ 162,54) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 232,87 (Vorwoche $ 232,20).
***
Eine Gruppe von Deputierten der Regierungspartei (Frente para la Victoria), geführt vom Ultrakirchneristen Carlos Kunkel (der stets im Einvernehmen mit CGK handelt), hat in der Kammer ein Gesetzesprojekt eingebracht, durch das 24% der Aktien von “Papel Prensa S.A.” enteignet werden, die gegenwärtig den Verlagen der Zeitungen Clarín (49%) und La Nación (22%) gehören. Da der Staat schon 27,5% des Kapitals hält, würde er mit dem Zukauf auf 51,5% kommen und somit die Mehrheit haben. Diese Enteignung hat keine legale Grundlage. Papel Prensa liefert an über 170 Zeitungen und Zeitschriften ohne Probleme, u.a. das “Argentinische Tageblatt”. Es geht hier nur darum, die Versorgung mit Zeitungspapier zu kontrollieren (und eventuell zu kontingentieren, wie es in den ersten peronistischen Regierungen der Fall war). Papel Prensa versorgt den grössten Teil der Nachfrage. Der Import, der zollfrei ist, kann jedoch von Binnenhandelssekretär Moreno willkürlich und gesetzeswidrig kontingentiert oder behindert werden.
***
Die ZB hat Briefe an diejenigen geschickt, die im Ausland über Kreditkarten über u$s 5.000 ausgegeben haben, in denen sie die Empfänger auffordert, zu erklären, wie sie das Geld verwendet haben. Anwälte, denen der Fall vorgelegt wurde, rieten, die Briefe nicht zu beantworten, oder einfach zu sagen, dass das Geld für verschiedene Ausgaben bestimmt wurde. Die ZB hat keine legale Möglichkeit, diese Ausgaben über Kreditkarten zu beanstanden.
***
Die Gewerkschaft der Metallarbeiter (UOM) vereinbarte mit den Unternehmerverbänden eine Lohnerhöhung von 24% für 12 Monate, die in zwei Stufen gezahlt wird: 17% ab 1. April und 7% ab 1. Juli. Hinzu kommen dann noch zwei monatliche Sondervergütungen von je $ 680. Der (regierungsfreundliche) Gewerkschafter Antonio Caló hatte ursprünglich 32% gefordert, und die Unternehmer hatten 18% geboten.
***
Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno hat dem sogenannten “blauen” Dollar in den “ähnlichen” umgetauft. So nennt er in Gesprächen die Geschäfte, die über den Schwarzmarkt gehandelt werden. Am Mittwoch übte Moreno auf Besitzer von “befreundeten” Wechselstuben sowie Banken Druck aus, damit der Schwarzmarktkurs des Dollars auf $ 6,50 zurück geht, wenn der Kongress in einigen Wochen das Gesetzespaket zur Geldwäsche billigt. Er ist überzeugt, dass dieses Gesetz unter anderem dazu dienen wird, dass mehr Dollarscheine auf dem Markt angeboten werden. Die Regierung werde in die Lage versetzt, mehr Dollars auf dem Markt zu werfen. Dadurch werde die Nachfrage besänftigt, und ihr Preis auf dem Schwarzmarkt werde zurückgehen. Die Äusserungen von Moreno wurden auf dem Finanzmarkt mit der üblichen Skepsis entgegen genommen.
***
Trotz der Preiseinfrierung für Lebensmittelpreise sind die Verkäufe in den Grossmärkten mit einer Fläche von mehr als 2500 qm im April um 4% zurückgegangen, berichtet das Consulting Büro CCR. Indessen gab es bei den kleinen Läden auch Gewinner. Hier stiegen die Verkäufe mengenmässig innerhalb des gleichen Monats im Vorjahr um 10,2%. Bei den Supermärkten vom klassischen Format gingen die Verkäufe im vergangenen Monat um 0,9% zurück.
***
Die Industrieproduktion ist im 1. Quartal 20133 gegenüber der gleichen Vorjahresperiode um 1,7% zurückgegangen, hat die Studienabteilung des Spitzenverbandes der Industrie “Unión Industrial Argentina” ermittelt. 33% der Branchen weisen Zunahmen auf (darunter an erster Stelle die Kfz-Industrie, mit plus 16,8%), die restlichen Abnahmen.
***
YPF hat der Börse von Buenos Aires die Bilanz für das 1. Quartal 2013 vorgelegt, mit einem Gewinn von $ 1,25 Mrd., 2,8% mehr als im Vorjahr. Die Förderung von Rohöl nahm gegenüber dem 1. Quartal 2012 um 0,7% ab, die von Gas um 3,7%. Doch der Verkauf von Benzin, Dieselöl u.a. Erdölprodukten auf dem Binnenmarkt nahm (in Mengen) um 8,7% zu, weil auch importierte Produkte hinzukamen. Die Investitionen betrugen $ 4,28 Mrd., ca. doppelt so viel wie im Vorjahr.
***
In den ersten vier Monaten 2013 haben 250 Restaurants in der Bundeshauptstadt und Umgebung geschlossen, ergibt sich aus einem privaten Bericht. Davon entfallen 55 auf den Bezirk Palermo. In vielen Fällen wurde der Betrieb aufgegeben, weil die Kosten zu stark gestiegen waren, was bei Abwälzung auf die Preise zu einer Zurückhaltung der Kundschaft führte. Die Löhne waren 2011 um 35% und 2012 um 25% erhöht worden. Ebenfalls wirkte sich der seit 2010 wesentlich höhere Rindfleischpreis aus. Am konkurrenzfähigsten sind jetzt die Selbstbedienungsketten, die einen geringeren Anteil von Arbeitskosten haben, und die Asado-Lokale, die von Familien betrieben werden.
***
Die Erdölgesellschaften YPF (Argentinien) und YPFB (Bolivien) unterschrieben am Donnerstag Vereinbarungen, um gemeinsam an drei verschiedenen Blöcken in der bolivianischen Region südlich der Anden Gasvorkommen zu erforschen. YPF übernimmt dabei die technischen Analysen.
***
German Plessen, ein junger Wirtschaftler der bislang bei La Gran Makro, dem “think tank” der Regierung arbeitete, ist als neuer Unterstaatssekretär im Staatssekretariat für Finanzen des Wirtschaftsministeriums ernannt worden.
***
Laut einer Studie des Consulting Buros abeceb.com, sind im ersten Quartal 2013 konkrete Ankündigungen über Gesamtinvestitionen in einer Höhe von u$s 6,255 Mrd. bekannt geworden. Diese Summe entspricht einem innerjährlichen Rückgang um 17% was die Beträge, und von 13% was die Ankündigungen betrifft. Die von abeceb.com geführte Statistik lässt sich nicht mit den Studien vom INDEC vergleichen, denn das Consulting Buro fusst auf sämtlichen landesweiten Tageszeitungen, sowie Internetseiten von privaten Firmen sowie öffentlichen Institutionen. Von den insgesamt 142 Ankündigungen, 21 weniger als im letzten Jahr, betrafen 74 neue Projekte (40 weniger als 2012), 55 Erweiterungen (16 mehr als 2012), und 13 Fusionen und Unternehmenskäufe (3 mehr als 2012). Auf dem primären Sektor entfällt der zu investierende Höchstbetrag mit 49% der Gesamtinvestitionen, 16 Punkte mehr als vor einem Jahr.
***
Im März betrug die Zahl der einreisenden Auslandstouristen 198.890, ein Minus von 15,1% gegenüber März 2012. Im 1. Quartal betrug die interanuelle Abnahme 14%. Bei den Hotels ging die Zahl der Übernachtungen im März mit 5,9% wesentlich weniger als in den Monaten Januar und Februar zurück, als die Statistik ein Minus von 18,5% verzeichnete. Zeitgleich steigt die Zahl der ins Ausland reisenden Argentinier. Im März sind 236.691 gezählt worden, 8% mehr als im Vorjahresmonat. Gegenüber dem ersten Quartal 2012 ist ebenfalls eine Zunahme von 4% festgestellt worden.
***
Der Import von Automobilteilen erreichte im ersten Quartal u$s 2,90 Mrd., 3,8% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Brasilien konsolidiert sich weiterhin als der wichtigste Lieferant, mit 37% aller Importe. China versetzte Deutschland vom zweiten auf dem dritten Platz, stellt ein Bericht des Consulting Büros IES fest.
***
Im April wurden 81.411 Automobile, Kleinlaster und Lastwagen im Register eingetragen und für den Verkehr zugelassen, eine innerjährliche Zunahme um 33,8% gegenüber dem Vorjahresmonat. Dies entspricht den Käufen der Konsumenten bei den Agenturen. Der Sprung wird u.a. auf die Hausse des “blauen” Dollars zurückgeführt, der dazu geführt hat, dass die Preise der lokalen Kfz, in Dollar berechnet, viel billiger geworden sind, was einen Anreiz für den Einsatz von Dollarguthaben für diesen Zweck darstellt. Von den im April eingetragenen Kfz waren 34.l87 von lokaler Fabrikation und 47.224 importiert. Im 1. Quartal 2013 wurden 332.l73 Kfz eingetragen, 5,76% mehr als im Vorjahr.
***
Die Kfz-Produktion ist im April im Vergleich zum gleichen Vorjahresmonat um 37,8% auf 75.571 Einheiten gestiegen, lag jedoch um 4,5% unter März 2013, berichtet der Verband der lokalen Fabrikanten Adefa. Die Lieferungen an die Agenturen lagen im April mit 85.533 Einheiten um 30,1% über dem Vorjahr, und der Export stieg um 34,2%.
***
Bis zum kommenden 30. Juni hat die Regierung die steuerlichen Anreize für lokale Hersteller von Investitionsgütern verlängert, die ihren Beschäftigtenstand zum Stichtag 31. Dezember 2011 beibehalten haben. Dadurch erhalten diese Fabrikanten eine Subvention von 14% beim Kauf von Teilen der Güter, die sie erzeugen. Dieses System gilt seit März 2001, und wurde sukzessive bis Ende 2012 verlängert.
***
Das lokale Pharmaunternehmen Bioceres hat zusammen mit dem französischen Florimond Desprez das Unternehmen Trigall Genetics gegründet, in dem sie u$s 10 Mio. investieren werden, um eine genetisch veränderte Weizenart zu entwicklen und zu produzieren, die 10% bis 15% höhere Erträge haben soll, ebenfalls eine höhere Widerstandsfähigkeit gegen Dürre. Die Vermarktung des Produktes soll 2016 erfolgen. Das Gen HB4, das dem Weizen diese Eigenschaft gibt, ist schon von Forschern des nationalen Rates für Wissenschaft und Technologie “Conicet” und der Universität von Santa Fé entwickelt worden, und Bioceres verfügt über diese Technologie. Das Gen wird der Sonnenblume entnommen und wurde schon (mit Mitwirkung der US-Firma Arcadia) der Sojaplanze eingefügt. Die französische Florimond Desprez, gegründet 1830, hat grosse Erfahrung auf dem Gebiet des Weizens und hat seit zwei Jahren schon französische Weizenarten (“Baguette”) in Argentinien eingeführt, die Erträge von 8.000 kg pro ha ergeben, etwa drei Mal so viel wie der nationale Durchschnitt.
***
In den Erläuterungen zum neuen Weisswaschungsgesetz, das im Senat eingebracht worden ist, wird darauf hingewiesen, dass die Bildung von Aktiven in ausländischen Währungen zwischen 1991 und 2012 einen Gesamtbetrag von u$s 158,34 Mrd. erreichte, von dem angenommen wird, dass u$s 40 Mrd. im Land in Form von Dollarscheinen gehalten werden. Das ist der Ausganspunkt für die Schätzung, dass mindestens u$s 4 Mrd. weissgewaschen werden. Indessen liegt der Fall anders: auf der einen Seite sind die Aktiven in Devisen, die Personen besitzen, die in Argentinien wohnhaft sind, effektiv niedriger, weil sich die Zahl aus der Differenz bei der Berechnung der Zahlungsbilanz ergibt, wobei jedoch dabei die Unterfakturierung bei Importen nicht berücksichtigt wird (um Zölle und MwSt zu sparen), die schwarz gezahlt wird. Anderseits muss berücksichtigt werden, dass die Hauptinteressenten an dieser Weisswaschung Drogenhändler, Waffenhändler u.a. sind, die an illegalen Tätigkeiten verdient haben. Hier handelt es sich um einen Betrag, der gut bis zu einer Billion (Million von Millionen) Dollar betragen kann. Diese Gelder werden zunehmend intensiv von den Regierungen der USA, der EU u.a. verfolgt, vor allem indem die Banken überall gezwungen werden, verdächtige Transaktionen zu melden. Jetzt wird ihnen die Gelegenheit geboten, über Strohmänner (die dabei auch gut verdienen) das illegale Geld in Argentinien über Kauf von Immobilien weiss zu waschen.
***
Das Unternehmen IMPSA (Industrias Metalúrgicas Pescarmona), mit Fabrik in Mendoza, das Turbinen für Wasserkraftwerke und in letzter Zeit auch Windkraftwerke erzeugt, und nicht nur in Argentinien, sondern auch in Brasilien u.a. Ländern tätig ist, hat die Ausgabe von Bonds auf 5 Jahre zu 11,25% aufgegeben, die über die Banken Barclays, Bradesco und UBS im Ausland untegebracht werden sollten. Das Interesse der Anleger war trotz des hohen Zinssatzes sehr gering. Auch die privaten Unternehmen leiden unter der negativen Einstufung Argentiniens, die die Regierung herbeigeführt hat.
***
Der Oberste Gerichtshof hat die lokalen Zementunternehmen zu einer Busse von insgesamt $ 300 Mio. verurteilt, die sich auf einzelnen Firmen je nach ihrer Produktion aufteilt. Die Klage wegen Bildung eines Kartells, durch das die Preise abgesprochen und Kontingente eingeführt wurden, wurde 2005 von der Nationalen Kommission für Konkurrenzschutz vor Gericht eingebracht. Die betroffenen Firmen legten Berufung ein, verloren jedoch den Prozess. Bei der Zementindustrie ist die Konkurrenz ohnehin wegen des Umstandes begrenzt, dass die Transportkosten (wegen des hohen Gewichtes der Zementsäcke) hoch sind, so dass die Fabriken einen regionalen Vorteil haben. In der Bundeshauptstadt und Umgebung, dem wichtigsten Markt, hatte Loma Negra, mit Fabrik in Olavarria (ca. 400 km entfernt) somit einen Vorteil gegenüber den Fabriken in Córdoba. Die Schweizer Firma Holcim (ehemals Holderbank), die die Zementfabriken von Corcemar und Minetti, beide in Córdoba, in den 90er Jahren übernahm, hat den Zementtransport per Eisenbahn bis in die Nähe von Gross Buenos Aires effizient organisiert, und dort eine Anlage für die Füllung der Säcke und den Vertrieb errichtet, womit sie viel konkurrenzfähiger wurde und Loma Negra diesen Markt streitig machte, mit einer aggressiven Preispolitik. Mit oder ohne Kartell bestand somit Konkurrenz.
***
Die Tarife für den internen Flugverkehr wurden ab letztem Donnerstag um 9% bis 20% erhöht. Die letzte Erhöhung erfolgte im Juni 2012. Bei längeren Flügen sind die Zunahmen geringer als bei kurzen. Die niedrigen (und bei Aerolíneas Argentinas und Austral stark subventionierten) Flugtarife waren von den Omnibusunternehmern beanstandet worden, weil dies auf ihre Tarife drückt und ihnen nicht erlaubt, die Löhne so weit zu erhöhen, wie es die Gewerkschaft gefordert hat. Das hat dann zu einem fünftägigen Streik geführt.
***
Im ersten Quartal 2013 wurde auf dem Binnenmarkt 14% mehr Yerba Mate (in kg) verkauft als in der gleichen Vorjahresperiode, teilt das Nationale Institut der Yerba Mate mit. Die Mühlen haben dieses Jahr 63 Mio. kg verarbeitet und verkauft, 8 Mio. kg mehr als im Vorjahr. Die Zunahme des Konsums wird u.a. auf die Tatsache zurückgeführt, dass der Preis in 10 Monaten nicht erhöht wurde und bei $ 13 pro kg ab Fabrik verblieb. Es wird auch auf eine Zunahme der Lagerbestände von Grossisten und Supermärkten hingewiesen, die auf diese Weise ihre Liquidität gegen Inflation schützen.
***
Die Zentralbank hat am Dienstag Wechsel für $ 2,60 Mrd. ausgeschrieben und Offerten für $ 2,55 Mrd. angenommen. Da in der Woche bestehende Wechsel für $ 1,25 Mrd. verfielen, fand eine monetäre Expansion von $ 1,3 Mrd. statt. Die Zinsen für Lebac lagen, je nach Laufzeit, zwischen 14,08% und 16,43%. Fast 40% der Lebac-Ausgabe ($ 1 Mrd.) konzentrierte sich auf Geschäfte für 350 Tage.
***
Der Index der Preise der Rohstoffe, den die ZB monatlich ausarbeitet, lag im April 2013 um 4,8% unter März und 4,6% unter April 2012. Neun Rohstoffe verzeichnen eine Baisse, Rindfleisch stieg hingen und Stahl blieb unverändert. Sojapellets fielen um 6,9%, Mais um 9,4%, Sojabohne um 3,1%, Gold um 6,6%, Sojaöl um 1,9%, Erdöl um 3,6%, Kupfer um 5,4%, Aluminium um 2,5% und Weizen um 0,5%.
***
Die Zahl der chinesischen (und koreanischen) Supermärkte in Argentinein stieg von ca. 4.000 im Jahr 2006 auf gegenwärtig 10.788, berichtet die Kammer, die sie vereint. In der Bundeshaupstadt sind es 1.877 und in der Umgebung 3.688. Der Rest entfällt auf das Landesinnere, besonders die Städte Córdoba und Rosario und ihre Umgebungen. In der gleichen Periode von 7 Jahren hat auch die Zahl der anderen Supermärkte und der von ihnen abhängigen Selbstbedienungsgeschäfte stark zugenommen. Hingegen verbleiben nur wenige alte Kolonialwarenläden.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der deutsche Automobilhersteller Audi baut sein erstes Werk in Lateinamerika. Am Samstag vergangenen Woche legte Vorstandsvorsitzender Rupert Stadler im mexikanischen San José Chiapa gemeinsam mit Wirtschaftsminister Ildefonso Guajardo Villarreal den Grundstein für den 13. Produktionsstandort der Audi-Gruppe. Anfang 2016 sollen dort die ersten Geländewagen vom Typ Q5 vom Band rollen. Pro Jahr will Audi in Mexiko 150 000 Fahrzeuge für den Weltmarkt produzieren. Der Autokonzern investiert E 900 Mio. in den neuen Standort. Langfristig sollen 3800 Arbeitsplätze in San José Chiapa entstehen. (dpa)
***
Teile des brasilianischen Eisenerz- und Stahlunternehmens Companhia Siderúrgica do Atlântico (CSA) hat ThyssenKrupp für knapp u$s 2,5 Mrd. an das brasilianische Montanunternehmen Companhia Siderúrgica Nacional (CSN) verkauft. Für die Finanzierung seien bereits u$s 1 Mrd. durch die Banken Bradesco und Banco do Brasil sichergestellt. Dem Verkauf von Anteilen durch ThyssenKrupp an die CSN muss noch das brasilianische Bergbauunternehmen Vale zustimmen, das 27% an CSA hält. Dem deutschen Konzern gehören die restlichen 73%. Zuvor war das italienisch-argentinische Unternehmen Techint als Favorit für den Kauf der CSA gehandelt worden. Techint zog sich jedoch vergangene Woche zurück.
***
Der italienische Automobilhersteller Fiat investiert in Brasilien bis 2016 15 Mrd. Reais, umgerechnet ca. u$s 7,94. Die Gelder werden in die Produktion von Automobilen, Lastwagen und Mähdreschern sowie von Autoteilen und Motoren fließen. Ein Teil der finanziellen Mittel soll in den Bau und die Erweiterung der brasilianischer Fabriken des Konzerns investiert werden. Darunter befindet sich die Produktionsstätte in Goiana, die ab 2015 250.000 Einheiten pro Jahr herstellen wird, sowie die Fabrik von Iveco in Lagoas, die sich auf den Bau von Magirus-LKWs und von militärischen Fahrzeugen spezialisiert hat. Die Traktorenfabrik in Curitiba wird ausgebaut und die Fabrik in Betim steigert ihre Produktionskapazitäten bis 2014 von 800.000 Einheiten jährlich auf 950.000.
***
Das Bruttosozialprodukt von Ecuador ist im Jahr 2012 um 5% gestiegen. Im Vorjahr waren es 7,4, berichtete die Zentralbank.
***
Die Atomkommissionen von Argentinien und in Brasilien planen den Bau von zwei Forschungskernreaktoren für ingesamt $ 60 Mio. Die argentinische Firma Invap (ein Technologieunternehmen, das der Provinz Rio Negro gehört) ist bei diesen Antrag federführend.
***
Nachdem der brasilianische Diplomat Roberto Azevedo als zukünftiger Direktor der Welthandelsorganisation, als Nachfolger des Franzosen Pascal Lamy, bestätigt wurde, hat Brasiliens Präsidentin Dilma Rousseff erneut die Notwendigkeit hervorgehoben, internationale Institutionen, wie die UNO und der IWF, zu reformieren, um der neuen Struktur der Weltwirtschaft Rechnung zu tragen.
***
Mit neuen Projekten und der Erweiterung bereits bestehender, könnte Peru seine Kupferproduktion bis 2016 auf 2,8 Mio. Tonnen verdoppeln, sagte der Bergbauminister Jorge Merino. Peru würde damit wieder zum zweitgrössten Kupferproduzent der Welt aufsteigen.
***
Das legendäre Maracanã-Stadion in Rio wird für die nächsten 35 Jahre von einem Privatkonsortium betrieben. Der Bundesstaat Rio de Janeiro teilte der Bietergruppe um den Baukonzern Odebrecht, dem Veranstalter IMX des Unternehmers Eike Batista und dem Stadienbetreiber AEG, die Konzession zu, um das Stadion zu betreiben. Das siegreiche «Maracanã S.A-»-Konsortium bot nach Medienberichten für die Lizenz 181,5 Mio. Reais (E 69 Mio.) aufgeteilt auf 33 Raten. Zudem verpflichtete sich die Gruppe auf Investitionen von 594 Mio. Reais (E 225 Mio.) unter anderem für den Abriss eines kleineren Sportstadions und einer Schwimmanlage im Maracanã-Komplex sowie die Renovierung eines historischen Gebäudes für das künftige Olympia-Museum. Der Vertrag soll noch vor dem 2. Juni unterschrieben werden. (dpa)
***
Die Präsidentin des brasilianischen Mineralölkonzerns Petrobras Graça Foster erklärte am Mittwoch bei der “Offshore Technology Conference” in den USA, dass sich das halbstaatliche Unternehmen in den kommenden sieben Jahren beachtlich vergrößern werde. Foster sprach gar von einer Verdopplung des Konzernvolumens. Die Erweiterung des Konzerns geht Hand in Hand mit neu entdeckten Öl- und Gasvorkommen vor der Küste des Bundesstaates Santa Catarina. Würden heute noch täglich 2,2 Mio. Barrel Gas und Öl gefördert, werden es im Jahr 2020 5,7 Mio. Barrel sein, informierte Foster. In den letzten 14 Monaten seien allein 15 neue Rohstoffquellen im Rahmen des Pré-Sal entdeckt worden. Bei der Pré-Sal-Gewinnung handelt es sich um eine Ölförderung im Meeresgrund. Insgesamt wurden innerhalb des letzten Jahres 53 neue Gas- und Ölquellen auf brasilianischem Boden und im Meer gefunden. Der Erfolg sei nicht zuletzt auf die enormen Investitionen des Konzerns zurückzuführen, betonte Foster. In den vergangenen zwölf Jahren hatte der Konzern sein Investitionsvolumen um rund 18,3% gesteigert. Im Jahr 2012 wurden u$s 1,1 Mrd. investiert.
***
Die Betreibung der U-Bahn von Rio de Janeiro wurde an den Konzern VLT Carioca zugeteilt, der sich aus der argentinischen Roggio (die die U-Bahn der Stadt Buenos Aires betreibt), und den brasilianischen Odebrecht, CCR, Invepar und Ripar zusammensetzt.
***
Geschäftsnachrichten
Avis
Dieses US-Unternehmen hat $ 50 Mio. in der Erneuerung der Automobilflotte im Land investiert, die jetzt 1.500 Stück beträgt. Avis besitzt in Argentinien 65 Büros, davon mehrere in der Bundeshauptstadt und Umgebung und der Rest im ganzen Land.
Goldrock
Dieses kanadische Bergbauunternehmen schreitet mit den Plänen über eine Investition von u$s 950 Mio. in der Provinz Salta voran, wo das Projekt Lindero für Gold und Kupfer durchgeführt werden soll. Das Programm hat eine Anlaufphase von 15 Monaten, und dafür sollen an die 1000 neue Arbeitsplätze geschaffen werden.
Bayer
Die deutsche Firma Bayer investiert gegenwärtig ca. u$s 4 Mio. in einer Verpackungsanlage für Hormonprodukte in ihrer Fabrik in Pilar, Provinz Buenos Aires, die schon aus zwei Gebäuden besteht. Die hier erzeugten Verpackungen werden bisher aus Deutschland und Brasilien importiert. Jetzt sollen sie auch exportiert werden. Die Produktion der neuen Anlage soll im August 2013 aufgenommen werden.
FIAT
Der Fiat-Konzern, der auch Case New Holland (CNH) besitzt, die Maschinen für die Landwirtschaft erzeugt, hat am Montag in Anwesenheit von Präsidentin Cristina Kirchner und des Generaldirektors des Konzern, Sergio Marchione, die neue Anlage in Ferreyra, bei der Stadt Córdoba, eingeweiht, in der die Firma $ 733 Mio. investiert hat, um Traktoren und Erntemaschinen letzter Generation zu produzieren. Ausserdem hat das Unternehmen $ 283 Mio. in einer Anlage investiert, in der grosse Dieselmotoren (Typ FTP) erzeugt werden. Die Fabrik von 52.000 qm hat eine Kapazität für 4.000 Traktoren und 2.000 Erntemaschinen jährlich, und die Motorenfabrik eine von 50.000 Einheiten pro Jahr. Die Fabrik wird insgesamt 600 neue Arbeitsplätze schaffen, zu denen noch 1.500 indirekte hinzukommen. Die Integration der Produkte mit lokaler Produktion beginnt mit ca 25% und nimmt dann in folgenden Jahren auf über 35% zu. CFK zeigte sich bei der Einweihung sehr erfreut über diese grosse Investition, mit der jetzt der grösste Industriekomplex des Landes entstanden ist, und äusserte sich beeindruckt von den neuen Produkten.
Wirtschaftsübersicht
Die schwierige
Beschäftigungsproblematik
Die Arbeitslosigkeit blieb trotz guter Konjunktur und einem hohen BIP-Wachstum, das ab 2002 eingetreten ist, sehr hoch. Mit fast 7% der aktiven Bevölkerung (diejenigen, die arbeiten plus diejenigen, die sich um eine Arbeit bemühen) liegt der Koeffizient zwar über den 20%, die mitten in der tiefen Krise von 2002 bestanden, viel niedriger; doch normal war in Argentinien in früheren Zeiten ein Koeffizient von bis zu 4%, der praktisch nur die sogenannte “friktionelle” Arbeitslosigkeit umfasste, also diejenigen, die ihren ersten Arbeitsplatz suchen, ihre Stelle wechseln, mit den gebotenen Arbeitsmöglichkeiten nicht zufrieden sind, oder von einem Ort in einen anderen umziehen und dabei ihre bisherige Stelle aufgeben. In letzter Zeit ist die Nachfrage nach Arbeitskräften weiter zurückgegangen, was diejenigen, die sich um eine Beschäftigung bemühen, besonders spüren. Auch das trägt zur schlechten Stimmung der Gesellschaft bei, die u.a. in der Massenkundgebung von 8. April zum Ausdruck gekommen ist.
Die Arbeitslosigkeit wird noch durch zwei Umstände qualitativ verschlechtert: einmal liegt die jugendliche Arbeitslosigkeit, wie aus guter Quelle verlautet, bei 13%, und dann nimmt auch die Zahl derjenigen zu, die längere Zeit schon arbeitslos sind, zum Teil über zwei Jahre. Das wird in Argentinien zwar statistisch nicht ermittelt (obwohl dies sehr einfach wäre, da es sich nur darum handelt, den Arbeitslosen eine zusätzliche Frage zu stellen), ist jedoch beim Andauern einer hohen Arbeitslosigkeit eine normale Erscheinung. Diese beiden Fälle stellen ein grosses soziales Problem dar.
Wie verlautet, macht sich die Präsidentin Sorgen über die Arbeitslosigkeit, die ihrem Konzept des “sozialen Einschlusses” krass widerspricht. Offensichtlich gibt ihr keiner der für Wirtschaftspolitik zuständigen hohen Beamten eine Lösung. Sie haben eben keine, und auch die unabhängigen oder mit der politischen Opposition verbundenen Ökonomen geben keinen Rat, zumindest keinen, der mit der bestehenden Wirtschaftspolitik vereinbar wäre. Die meisten weisen dabei auf die Notwendigkeit hin, Investitionen anzuziehen und zu fördern. Das trägt zwar zur Lösung bei, aber das Problem bleibt bestehen, umso mehr als neue Investitionsprojekte in der Regel kapitalintensiv sind, mit stark automatisierten Anlagen, so dass sie wenig neue Arbeitsplätze schaffen. Investitionen tragen mehr indirekt als direkt zur Beschäftigung bei, weil sie das Wirtschaftswachstum antreiben, was eine ausgedehnte Breitenwirkung hat.
Eine hohe Arbeitslosigkeit ist in einer modernen Gesellschaft ein Phänomen, das nicht als normal angesehen werden kann. Unbeachtet der ideologischen Einstellung muss Vollbeschäftigung (ein Zustand, bei dem nur eine „friktionelle” Arbeitslosigkeit besteht) als Ziel bestehen. Zustände wie in Spanien, mit 27% Vollarbeitslosigkeit und 57% bei Jugendlichen, sind eine Katastrophe, die so bald wie möglich überwunden werden muss. Darüber besteht allgemein Einigkeit. Die Frage ist nur, wie weit dabei andere Dinge, wie Ausgleich des Staatshaushaltes, stabile Währung und im Fall Spaniens auch die Beibehaltung des Euro, mit einer aktiven Beschäftigungspolitik in Konflikt geraten. Deshalb ist das Problem nicht einfach. Was der spanische Fall lehrt, ist, dass man es nicht so weit kommen lassen darf. Und dieser Rat gilt gegenwärtig für Argentinien.
Abgesehen von der menschlichen Tragödie, die die Arbeitslosigkeit für die direkt Betroffenen und ihre Familien darstellt, hat dies auch weitere Konsequenzen. Jugendliche, die keine Arbeit finden, werden leichter verführt, sich am Drogenkonsum und an Verbrechen zu beteiligen. Schon jetzt bestehen um die 800.000 Jugendliche, die weder arbeiten noch studieren. Von diesen gehört der grössere Teil zu armen Familien, so dass sie von ihren Eltern nur mit Mühe, wenn überhaupt, erhalten werden können.
Die statistische Erfassung der Arbeitslosen
Die Arbeitslosigkeit lag gemäss der jüngsten INDEC-Erhebung per Ende 2012 bei 6,9% der aktiven Bevölkerung, was 1,1 Mio. Menschen umfasst. Dabei werden jedoch nur diejenigen als Arbeitslose erfasst, die sich um einen Arbeitsplatz bemühen. Viele, besonders Langzeitarbeitslose, nehmen sich nicht mehr die Mühe, sich bei offenen Stellen zu melden, weil sie davon ausgehen, dass sie ohnehin nicht eingestellt werden. Somit ist die echte Arbeitslosigkeit höher. Ohnehin ist die vom INDEC ermittelte Zahl sehr ungenau, weil sie auf der Grundlage der Erhebung aufgebaut wird, die um die 10.000 Haushalte in 28 städtischen Ballungszentren umfasst. Das Ergebnis wird dann auf die ganze Bevölkerung hochgerechnet, wobei jedoch die Verhältnisse in Kleinstädten und Dörfern, und noch mehr auf dem Land, anders sind.
Auf der anderen Seite machen die INDEC-Beamten, die mit der Umfrage betraut sind, keine Rückfragen. Wenn jemand längere Zeit arbeitslos, aber gut ernährt ist und sonst auch einigermassen normal lebt, dann stimmt etwas nicht. Gelegenheitsarbeiten, die sehr häufig sind, werden oft verschwiegen, und die Eigenproduktion von Nahrungsmitteln im Garten (die auch eine Beschäftigung darstellt) wird nicht berücksichtigt. Schliesslich besteht noch ein Problem mit denjenigen, die im Rahmen von Sozialplänen beschäftigt werden, die statistisch als beschäftigt eingestuft werden, obwohl sie allgemein sehr wenig leisten. Doch die Zahl dieser Menschen hat stark abgenommen. Ernesto Kritz, wohl der beste Experte auf dem Gebiet der Analyse der Beschäftigungsproblematik, weist darauf hin (siehe “La Nación” vom 5.5.13), dass Anfang 2002 ein Viertel der Haushalte eine Subvention im Rahmen des Programmes für Familienoberhäupter erhielt, während es heute nur noch 1,5% seien. Inzwischen sind jedoch noch andere Sozialpläne dieser Art hinzugekommen, über die jedoch keine Zahlen verfügbar sind.
Schliesslich kommen zu den Vollarbeitslosen noch die Unterbeschäftigen hinzu, die als Menschen definiert werden, die unter 35 Stunden pro Woche arbeiten, jedoch länger tätig sein wollen. Es sind 9% der aktiven Bevölkerung. Von diesen bemühen sich nur 6,4% um mehr Arbeit. Die Grenze der Unterbeschäftigten scheint zu hoch gesetzt worden zu sein, da viele Menschen, vor allem in ländlichen Gegenden, weniger als 35 Stunden pro Woche arbeiten und dies als normal empfinden.
Ungenügende Schaffung neuer Arbeitsplätze
Kritz bemerkt auch, dass ab Anfang 2003 3,5 Mio. neue Arbeitsplätze geschaffen worden seien. Doch zwischen 2003 und 2007 sei die Beschäftigung um 5% jährlich gestiegen, und danach nur 1,5%, wobei es 2012 nur 0,7% war. Gegenwärtig nimmt die Beschäftigung für jede drei Prozentpunkte, die das BIP zunimmt, nur um ein Prozent zu. Ab 2002 ging es eben nur darum, Arbeitskräfte in Fabriken, Bauten, Handelsgeschäften und bei Dienstleistungen dort einzusetzen, wo die Struktur schon vorhanden war. Bei einer Fabrik, die zu 30% ihrer Kapazität tätig ist, nimmt die Beschäftigung sofort stark zu, wenn die Kapazitätsauslastung zunimmt. Dabei braucht nicht investiert zu werden. Heute müssen eben neue Arbeitsplätze erst geschaffen werden, durch Investitionen oder neue Tätigkeiten.
Gegen die Beschäftigung wirkt auch die Rationalisierung, die die Unternehmen einsetzen, um die zunehmenden Arbeitskosten zum Teil auszugleichen. Ausserdem hat die neue Computertechnologie auf breiter Basis menschliche Arbeit ersetzt. Und dieser Prozess dauert an, in einigen Fällen durch direkten Einsatz von Computern und den Programmen, die immer ausgedehnter werden, aber dann auch durch computergesteuerte Maschinen, die mit viel weniger Arbeitern auskommen. In den USA ist die Industrieproduktion im letzten Jahr gestiegen, aber ohne zusätzliche Beschäftigung. Die zusätzlichen Arbeitsplätze wurden woanders geschaffen.
Kritz weist darauf hin, dass bei den Unternehmen allgemein eine Tendenz besteht, die Belegschaft zu erhalten. In vielen Fällen würden keine neue Arbeitnehmer aufgenommen, aber Extrastunden und bestimmte zusätzliche Zahlungen werden abgeschafft. In der modernen Wirtschaft ist es eben so, dass jede Arbeit gelernt werden muss, und dies geht bei Entlassungen verloren, wobei dann bei Neueinstellungen von Anfang an begonnen werden muss, was eine Komplikation darstellt und zunächst mit einer niedrigeren Leistung verbunden ist.
Die Aussicht auf eine während mehrerer Jahre stagnierende Wirtschaft wirft einen dunklen Schatten auf die Beschäftigung. Dies umso mehr, als die Bauwirtschaft, die besonders arbeitsintensiv ist, wegen des Problems mit dem schwarzen Dollarkurs zurückgeht. Jedes Jahr kommt eine neue Generation, die sich auf dem Arbeitsmarkt meldet. Und auf der anderen Seite arbeiten die Menschen mehr Jahre, wobei bessere Lebensgewohnheiten und vor allem die moderne Medizin, zur Folge haben, dass sie auch nach ihrem Pensionierungsalter voll arbeitfähig sind. Ausserdem führen die niedrigen Pensionen, die die meisten beziehen, die etwa die Hälfte ihres Einkommens als Arbeitnehmer und noch weniger bei Selbstständigen ausmachen, dazu, dass weiter gearbeitet wird. Das Pensionierungsystem wurde in den 90er Jahren dahingehend geändert, dass pensionierten Personen nicht mehr verboten wird, im Abhängigkeitsverhältnis zu arbeiten. Sie können ihre bisherige Arbeit fortsetzen, mit einem neuen Arbeitsvertrag, was auch erlaubt, sie für andere Tätigkeiten als die bisherigen einzusetzen oder die Arbeitszeit zu verkürzen und eventuell einen niedrigeren Lohn zu vereinbaren. Aber das bedeutet, dass weniger Arbeitsplätze durch Pensionierung frei werden.
Man muss auch berücksichtigen, dass der Koeffizient der aktiven Bevölkerung eine steigenden Tendenz hat. Von etwa 40% Anfang der 90er Jahre hat er jetzt schon 46,3% erreicht. Wenn man jedoch vergleichbare Länder nimmt, wie z.B. Chile, müssten es schon um die 50% sein. Diese Zunahme beruht einmal auf der zunehmenden Eingliederung von Frauen in den Arbeitsprozess, und dann auch darauf, dass die Menschen dazu neigen, später in den Ruhestand zu treten, oder eben gar nicht. Viele Menschen arbeiten bis zum letzten Tag. Die Zunahme der aktiven Bevölkerung, über das allgemeine Bevölkerungswachstum hinaus, bedeutet eine entsprechende Erhöhung des Angebotes an Arbeitskräften.
Die Kirchners haben die niedrige Schaffung neuer Arbeitsplätze des privaten Bereichs zum Teil mit mehr Staatsangestellten gelöst. Der Staat (Nationalstaat, Provinzen, Gemeinden, sowie unabhängige Ämter und Staatsunternehmen) beschäftigt laut Daten des Wirtschaftsinstitutes FIEL 3,3 Mio. Menschen, was 21% der gesamten beschäftigten Bevölkerung darstellt. In neun Jahren ist die Beamtenzahl um 46% gestiegen, etwas über eine Million Menschen, die überflüssig waren, wobei es schon vorher beim Staat zu viele waren. Ohne dies wäre die Arbeitslosigkeit um ca. 6 Punkte höher, läge also bei 13%.
Jetzt stellt sich das Problem, dass der Staat in die Defizitzone geraten ist, keine echte Finanzierung für das Defizit hat (das somit zunehmend inflationär wirkt) und es schwieriger wird, mehr Personal im staatlichen Bereich aufzunehmen. Dieser Ausweg erscheint somit versperrt, oder er kann zumindest nur in viel beschränkterem Umfang als bisher verwendet werden. Vernünftigerweise müsste der Staat in seinen drei Stufen Personal abbauen, was die Arbeitslosigkeit erhöhen würde.
Die unverstandene Beschäftigungsproblematik
Die Beschäftigungsproblematik muss in Argentinien neu überdacht werden. Die bestehende Arbeitsgesetzgebung ist prinzipiell beschäftigungshemmend. Als erstes müsste verfügt werden, dass die Probezeit, während der bei Entlassung keine Entschädigung gezahlt wird, verlängert wird, so dass die Unternehmen auch dann Menschen einstellen, wenn sie nicht sicher sind, ob sie in Zukunft diese zusätzliche Arbeitskraft noch benötigen. Dann sollten die Soziallasten für eine Anfangsperiode stark verringert werden, mehr als es die Regierung schon vor einigen Jahren verfügt hat, und auch für eine längere Periode. Dann müssten besondere Systeme für Studenten eingeführt werden, wie sie in den 90er Jahren geschaffen und danach abgeschafft wurden, mit dem Argument, dass es es sich um “Mistarbeitsverträge” (“contratos basura”) handelt. Gewiss sind diese Arbeitsplätze qualitativ nicht so gut wie bei normalen Arbeitnehmern. Aber die Alternative ist eben, dass diese Arbeitsplätze ausbleiben. Es wäre gut, auch das deutsche Dualsystem einzuführen, das mit dazu beiträgt, dass Deutschland in der EU den weitaus niedrigsten Koeffizienten der jugendlichen Arbeitslosigkeit aufweist.
Man muss grundsätzlich davon ausgehen, dass die Wirtschaft Arbeitsplätze schafft, die zum Teil hohe Löhne vertragen, und zum Teil mit diesen nicht möglich sind. Ein sehr kapitalintensives Stahlwerk verträgt höhere Löhne, und zahlt sie in der Praxis auch. Aber ein kleiner arbeitsintesiver Betrieb der Metallindustrie kann nur mit viel niedrigeren Löhnen überleben. Das Streben nach Angleichung nach oben, sowohl unter Branchen und Unternehmen, wie innerhalb eines Unternehmens, wirkt klar gegen die Beschäftigung. Ohne Differenzierungen ist keine Vollbeschäftigung möglich.
Die argentinische Gesellschaft löst das Problem, das die Arbeitsgesetzgebung schafft, weitgehend mit Schwarzarbeit. Dass etwa ein Drittel der Beschäftigten schwarz arbeitet (und keine Beiträge zur sozialen Sicherheit leistet), wobei dann noch viele hinzukommen, die einen Teil ihres Arbeitseinkommens, sei es im Abhängigkeitsverhältnis oder als Selbstständige, schwarz beziehen, ist anormal und auf Dauer nicht annehmbar. Bei einer so hohen Schwarzarbeit ist es unmöglich, dass das Arbeitsministerium diesen Zustand ignoriert. Doch wenn die Schwarzarbeit effektiv bekämpft wird, dann schliessen viele Betriebe, und die Arbeitslosigkeit nimmt zu. Die Lösung des Problems erfordert, dass Bedingungen geschaffen werden, die den Übergang von schwarz auf weiss möglich machen, was bedeutet, dass zunächst die Vergangenheit vergessen werden muss, aber dann auch, dass die legale Beschäftigung die Weiterführung der Tätigkeit erlaubt, d.h., die Arbeit nicht so sehr verteuert.
Schliesslich besteht noch ein Problem bei der Ausbildung, die in vielen Fällen unzureichend ist. Die moderne Wirtschaft verlangt mehr von den Menschen als früher. Grundsätzlich erfordert dies eine qualitative Verbesserung der öffentlichen Erziehung, ganz besonders der Primarschulen. Die Entwicklung ging in den letzten Jahren jedoch in die entgegengesetzte Richtung. Die Kirchner-Regierungen haben sich um den Ausbau der technischen Schulen bemüht, was positiv ist. Aber das löst nur einen Teil des Problems. Wenn jemand heute nicht eingermassen korrekt lesen und schreiben kann, wie es bei vielen Absolventen der öffentlichen Primarschulen (vornehmlich in armen Gegenden des Landesinneren) der Fall ist (und noch mehr bei Menschen, die die Schule vorzeitig verlassen haben), dann bleiben ihm viele Arbeitsmöglicheiten versperrt, vor allem für eine besser qualifizierte Arbeit.
Die Regierung zeigt für all die Themen, die wir aufgeführt haben, wenig Verständnis, und bemüht sich auch nicht um guten Rat, von Sachverständigen und Unternehmern. Die Gewerkschaften haben grundsätzlich eine andere Einstellung: sie bemühen sich um diejenigen, die schon im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten, wollen höhere Löhne und mehr Schutz. Aber die Arbeitslosen interessieren sie kaum, und der Zusammenhang zwischen Beschäftigung und Flexibilität der Arbeitsgesetzgebung ist ihnen fremd. Die Politiker der Regierungspartei schweigen über das Problem, und die der Opposition äussern bestenfalls gute Absichten, gehen aber auf die hier dargestellte Problematik nicht ein. Alle scheuen eine echte unpolitische Diskussion. Die Arbeitslosigkeit muss wohl noch stark steigen, bis echte Lösungen politisch möglich werden. Hoffen wir, dass es nicht so weit kommt, wie in Spanien. Aber eine Verschlechterung erscheint unvermeidlich.
Wirtschaftsübersicht
Eigenartige Förderung
des Weizenanbaus
Am Montag kündigte Präsidentin Cristina Kirchner an, dass der Exportzoll beim Weizen jetzt in einen Sonderfonds abgeführt wird, mit dem dann eine allgemeine Subvention an alle Landwirte gezahlt wird, die Weizen erzeugen. Der Betrag hängt schliesslich von der Ernte, der exportierten Menge und dem Weltmarktpreis für Weizen ab. Der Landwirt erhält somit gesamthaft eine höhere Vergütung für seinen Weizen, die jedoch den Preisverlust nicht ausgleicht, der sich aus der Wirkung des Exportzolles von 23% auf den internen Preis ergibt. Bei einer Ernte von 15 Mio. t (was eine sehr optimistische Schätzung ist) und einem Binnenkonsum plus Mehlexport, der 7 Mio. t beansprucht, verbleiben dann 8 Mio. t für den Export. Der Exportzoll auf diese Menge ergibt für die ganze Weizenproduktion, die jetzt subventioniert wird, einen Betrag von angeblich u$s 30 pro Tonne. Wenn die Ernte höher ist, ist der Betrag höher, da dann mehr exportiert wird. Auch mit der Subvention liegt dann der interne Weizenpreis um etwa 10% unter dem Preis, der sich ohne Exportzoll ergeben würde. Für den Landwirt entspricht dieses System einer Verringerung des Exportzolles, aber nicht einer Abschaffung.
Diese neue Weizenpolitik kommt verspätet. Weizen wird im Juli gesät, und die Planung (Kauf des Saatgutes, der Düngemittel und der Chemikalien für Unkrautbekämpfung, sowie Verpflichtung der Unternehmen, die sich mit der Aussaat befassen) muss lange vorher erfolgen. Bei dieser Regierung gibt es eben keine mittelfristige Planung, geschweige denn eine langfristige.
Mit diesem System verliert die Staatskasse die entsprechenden Einnahmen (die sie bitter benötigt), aber der interne Weizenpreis bleibt gedrückt, mit einer Parität zum internationalen, bei der ausser den Export- und Transportkosten der Exportzoll abgezogen werden muss. Letztes Jahr lag der interne Preis sogar weit unter dieser Parität, weil ein geringes Exportkontingent festgesetzt wurde, dazu noch verspätet, so dass ein überhöhtes Angebot auf dem Binnenmarkt bestand. Dieser Zustand hatte einen Rückgang der gesäten Fläche um 31,7% auf nur 3,1 Mio. ha zur Folge. Es war die niedrigste Fläche in über hundert Jahren. Die Ernte lag 2011/12 unter 10 Mio. t, nachdem sie 2006/07 schon 16,3 Mio. t (auf 6 Mio. ha) erreicht hatte und jetzt ohne Schwierigkeiten bei 20 Mio. t liegen sollte. Endlich scheint die Regierung von dieser Katastrophe Kenntnis genommen zu haben.
Das neue System ist in der Praxis sehr kompliziert und schwer zu kontrollieren. Die Landwirte müssen eidesstattliche Erklärungen über ihre Weizenproduktion abgeben, die kaum kontrollierbar sind. Nachdem der Staat prinzipiell ein fauler Zahler ist, frägt man sich ausserdem, wann die Subvention gezahlt wird. Hier wird beiläufig ein neue Quelle für Schmiergelder geschaffen. Es ist auch anzunehmen, dass in vielen Fällen dann eine höhere Produktion angegeben wird, die dann allerdings auch gegenüber dem Steueramt gilt, so dass mehr an Gewinnsteuer gezahlt werden muss.
Logisch wäre eine Verringerung der Exportsteuer, die Abschaffung der Exportkontingentierung bei Gewährung von Krediten der Banco Nación an die Weizenmühlen, damit sie den Weizenkauf finanzieren können, und eine Abwertung. Das wäre eine marktwirtschaftliche Lösung. Doch diese Regierung denkt eben immer an hyperinterventionistische Systeme, die sie dann nicht einmal richtig verwalten kann.